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Antrag 
der Abgeordneten Michael Neumann, Gesine Dräger, Britta Ernst, 

Dr. Martin Schäfer, Dr. Monika Schaal, Tanja Bestmann, Sabine Boeddinghaus, 
Thomas Böwer, Petra Brinkmann, Dr. Barbara Brüning, Wilfried Buss, 

Ingrid Cords, Hans-Christoff Dees, Werner Dobritz, Dr. Andreas Dressel, 
Barbara Duden, Ingo Egloff, Luisa Fiedler, Günter Frank, Uwe Grund, 

Dr. Andrea Hilgers, Dirk Kienscherf, Rolf-Dieter Klooß, 
Lutz Kretschmann-Johannsen, Gerhard Lein, Doris Mandel, Wolfgang Marx, 

Aydan Özoguz, Dr. Mathias Petersen, Erhard Pumm, Jan Quast, 
Jan Peter Riecken, Karin Rogalski-Beeck, Jenspeter Rosenfeldt, 

Jürgen Schmidt, Rüdiger Schulz, Dr. Dorothee Stapelfeldt, Karin Timmermann, 
Carola Veit, Silke Vogt-Deppe, Walter Zuckerer (SPD) und Fraktion 

Betr.: Aktenvorlage zur Schließung von Bädern in Hamburg 

Der Senat will in Hamburg die Regionalbäder an der Wendemuthstraße, an der Fabri-
ciusstraße und das Altonaer Bismarckbad schließen. Dabei ergeben sich eine Reihe 
von Ungereimtheiten und Widersprüchen: 

– Der Senat streicht die Zuschüsse für das Schulschwimmen in Höhe von 2 Mio. Euro 
und verlangt von der Bäderland Hamburg GmbH (Bäderland), 1,5 Mio. Euro einzu-
sparen, obwohl ein Gutachten ergeben hat, dass bestenfalls ein Einsparvolumen 
von 900 000 Euro mobilisierbar ist, weil das städtische Unternehmen in den letzten 
Jahren bereits mehrere Millionen Euro eingespart hat. 

– Durch die Schließung von drei Bädern in Hamburg verlieren nicht nur viele Kinder, 
Jugendliche und Erwachsene ihr vertrautes Bad, sondern auch 15 Schwimmvereine 
mit 3550 Mitgliedern, darunter 1725 Kinder, werden heimatlos. Auch die DLRG 
Gruppe Wandsbek mit 800 Mitgliedern wird durch die Schließung der Wandsbeker 
Bäder in ihrer Existenz bedroht. Eltern müssen nun für das Schulschwimmen selber 
zahlen, während die Sportsenatorin erklärt, der Schwerpunkt der Sportpolitik läge 
auf dem Leistungssport. 

– Obwohl der Bau- und Umweltsenator den Entscheidungsprozess über die Bäder-
schließung transparent gestalten wollte (siehe Hamburger Abendblatt vom 
26. Januar 2005), werden weder das Gutachten, das der Entscheidung über die 
Schließung zugrunde liegen sollte, noch Zahlen über die Wirtschaftlichkeit der Bä-
der vorgelegt. Das angekündigte Bäderkonzept liegt noch nicht vor. 

– Doch während der Senat Bäder schließen lassen will, fordert die CDU-Fraktion die 
Einrichtung von Strandbädern an der Elbe und spricht sogar vom Bäderneubau z. B. 
als Ersatz für das Altonaer Bismarckbad, weil es so marode sein soll. Dabei sind 
auch Bäder, die geschlossen werden sollen wie das Bad in der Wendemuthstraße, 
gerade renoviert worden. Und nach Zahlen aus dem Jahr 1999 schneiden beide 
Wandsbeker Bäder bei einem Ranking durchaus gut ab. 

– Der Bau- und Umweltsenator gibt vor, die Erlöse aus den Verkäufen der Grundstü-
cke von den zu schließenden Bädern in Instandhaltung zu investieren. Instandset-
zungen wurden bislang durchgeführt (Wendemuthstraße). Den Instandsetzungsbe-
darf der Wandsbeker Bäder hat der Geschäftsführer der Bäderland im Hamburger 
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Abendblatt vom 19. Februar 2005 als „nicht herausragend“ bezeichnet. Auch die 
Umgestaltung von Bädern in Wellnessanlagen und Modernisierung hat das Unter-
nehmen vorgenommen (z. B. Holthusentherme, Sommerland). 

– Es wird behauptet, dass 2/3 der Bäder aus rein betriebswirtschaftlicher Sicht nicht 
überlebensfähig seien. Aus einer Notiz im Hamburger Abendblatt geht jedoch her-
vor, dass Bäderland zu den wichtigsten Sponsoren im Sportbereich zählt, die bis 
jetzt 33,4 Mio. Euro aufgebracht haben. Keine Informationen hat der Haushaltsaus-
schuss erhalten, wer in die Sportstiftung einzahlt. 

– Der Senat und die ihn tragende Bürgerschaftsmehrheit beklagen die Hamburger 
Bäder als marode und defizitär. Dabei steht Hamburg mit seinen 20 Hallen- und 
sechs Freibädern sowie dem Olympiastützpunkt Dulsberg sehr gut da. Frankfurt 
muss mit sieben Hallen und sieben Freibädern einen Verlust von 24 Mio. Euro ver-
kraften. 

Um diese in der Diskussion um Bäderschließungen in Hamburg entstandenen Wider-
sprüche zu erhellen, wird gem. Artikel 30 der Hamburgischen Verfassung beantragt: 

Der Senat legt der Bürgerschaft unverzüglich, sämtliche Akten, Vorgänge und sonsti-
ge Unterlagen aller Behörden, Dienststellen und Gremien sowie der Bäderland Ham-
burg GmbH (Bäderland) und der Hamburger Gesellschaft für Vermögens- und Beteili-
gungsverwaltung mbH (HGV) seit Januar 2002 vor, die in Zusammenhang mit der 
wirtschaftlichen Situation von Bäderland, den Zuschüssen an Bäderland und der 
Übernahme von Verlusten bei Bäderland durch die Hamburger Wasserwerke GmbH 
bzw. durch die HGV stehen, insbesondere hinsichtlich 

1. der Zuschüsse für das Schulschwimmen, 

2. der Schließungsabsichten von einzelnen Bädern, 

3. Verkaufs- und Ausgliederungsabsichten bzgl. einzelner Bäder, Grundstücke und 
sonstiger Unternehmensteile sowie Verkaufsabsichten bzgl. des gesamten Unter-
nehmens bzw. von Unternehmensanteilen, 

4. Gutachten über Einsparpotenziale und Wirtschaftlichkeit bei Bäderland und ein-
zelnen Bädern, 

5. Grundlagen für das künftige Bäderkonzept, 

6. Wirtschaftlichkeitsberechnungen, Kostendeckungsgrade, Statistiken und Progno-
sen über Besucherzahlen, den baulichen und sonstigen Zustand der einzelnen 
Bäder, 

7. Investitions- und Instandhaltungsleistungen bzw. -bedarfe, 

8. Zuwendungen und andere Unterstützungen von Bäderland an private oder öffent-
liche Einrichtungen, Stiftungen oder Unternehmen, insbesondere Spendenzahlun-
gen und Zahlungen im Zusammenhang mit Sponsoring. 


